Vertrag über die Gründung einer Produktions- und Vertriebsgemeinschaft (Kooperationsvertrag) �


A. Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens als GbR�


Verhandelt am .............................................. in .................... �


Vorbemerkung:


Die Unternehmen A und B beabsichtigen, nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen eine Kooperation aufzunehmen. Die Zusammenarbeit soll in Gestalt eines gemeinsamen Unternehmens erfolgen. Das Unternehmen A betreibt in Stuttgart eine Werkzeugmaschinenfabrik. Unternehmen B hat seinen Sitz in Leipzig und stellt Spezialmaschinen zur Metallbearbeitung her. Ziel der Kooperation soll die gemeinsame Herstellung einer vollautomatischen Werkzeugmaschine zur Bearbeitung von Metallen sein und der gemeinsame Vertrieb dieser Werkzeugmaschinen. Die Vertragsschließenden beabsichtigen dafür in dem gemeinsamen Unternehmen ihr gesamtes Know-how zur Förderung des gemeinsamen Zwecks einzusetzen. 





Firma A GmbH, .............................................., 


vertreten durch ihren Geschäftsführer ............................................................ 


und


Firma B GmbH, .............................................., 


vertreten durch ihren Geschäftsführer, ................................................................ 


schließen folgenden Kooperationsvertrag: �


I. Allgemeine Bestimmungen �


§ 1 Firma, Sitz, Geschäftsjahr





1.1 Die Firma der Kooperation lautet: ..................................................................... GbR . �


1.2 Sitz der Gesellschaft ist ............................................................................................ . �


1.3 Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. �


§ 2 Gegenstand des Unternehmens





Gegenstand des Unternehmens ist die gemeinsame Herstellung und der Vertrieb von metallverarbeitenden Werkzeugen und Werkzeugmaschinen. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben und Maßnahmen ergreifen, die dem Gegenstand des Unternehmens dienen. Eine Beteiligung an anderen Unternehmen ist nicht vorgesehen. �


§ 3 Geltungsbereich





Der Vertrag gilt für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und Europa. �


Alternative zu § 3 Unbeschränkter Geltungsbereich


Der Vertrag gilt weltweit. �


II. Zusammenarbeit, Sorgfaltspflichten �


§ 4 Zusammenarbeit





4.1 Die Vertragspartner stellen ihre Werkzeugmaschinen wie bisher in ihren eigenen Betrieben her. Jeder Vertragspartner liefert die hergestellten Maschinen an das Kooperationsunternehmen. 





4.2 Die technischen Erfahrungen der Partner auf dem Gebiet der Werkzeugmaschinenherstellung werden ständig ausgetauscht.  


4.3 Die Vertragspartner ermächtigen sich gegenseitig zur Verwertung ihrer Patente, Lizenzen und Erfindungen, soweit sie zur Durchführung des gemeinsamen Vorhabens erforderlich sind. Für die Inanspruchnahme der Patente, Lizenzen und Erfindungen wird das übliche Entgelt entrichtet. 





Alternative zu § 4 Abs. 3





4.3 Einbringung der Patente oder Lizenzen statt Gebrauchsüberlassung 


Die Vertragspartner übertragen ihre Patente, Lizenzen und Erfindungen auf das Kooperationsunternehmen. Nach Beendigung der Kooperation werden diese entschädigungslos zurückübertragen. 





4.4 Soweit Verpflichtungen aus der Herstellung und dem Vertrieb der Gesamtanlage entstehen, werden diese hälftig von den Vertragspartnern getragen. 





§ 5 Sorgfaltspflichten





5.1 Die Vertragspartner verpflichten sich, ihre Geräte sorgfältig herzustellen und vor Verlassen des Werkes zu prüfen. Jeder Vertragspartner haftet für die Ordnungsmäßigkeit seines Gerätes. Die Berufung auf Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten ist ausgeschlossen. 





5.2 Für die Gesamtanlage haften die Vertragspartner im Außenverhältnis gesamtschuldnerisch; im Innenverhältnis je zur Hälfte. 





III. Verkauf, Werbung, Garantie





§ 6 Verkauf





6.1 Jeder Vertragspartner verkauft seine Maschinen in eigenem Namen und für eigene Rechnung. Die gemeinschaftlich hergestellte Maschine wird unter dem Namen .................... vertrieben und im Namen der Gesellschaft verkauft. 





Alternative zu § 6 Abs. 1





6.1 Verkauf im Namen der Kooperationsgesellschaft 


Die Kooperation verkauft auch die Maschinen der Vertragspartner in eigenem Namen und auf eigene Rechnung. Davon unberührt bleibt das Recht der Vertragspartner, die eigenen Maschinen selbst zu eigenen Konditionen zu vertreiben. 





6.2 Die Vertragspartner teilen sich Auftragseingänge umgehend mit. Die weitere, den Vertrieb betreffende Korrespondenz wird ebenfalls unverzüglich ausgetauscht, insbesondere werden Auftraggeber, Leistungsort, Leistungsumfang und Leistungszeit mitgeteilt . 





6.3 Bezüglich ihrer eigenen Werkzeugmaschinen sind die Vertragspartner in ihrer Preisgestaltung nicht gebunden. Die Vertragspartner verpflichten sich jedoch, ihre jeweiligen Preise untereinander mitzuteilen. Der Preis für die gemeinschaftlich hergestellte Maschine wird in Absprache der Vertragspartner festgelegt. 





§ 7 Werbung





7.1 Die Werbung wird von den Vertragspartnern bezüglich des gemeinsamen Produkts gemeinschaftlich betreut. Die Vertragspartner stellen ihre technischen Daten und sonstigen Erkenntnisse generell zur Verfügung. 





7.2 Durch die gemeinsame Werbung für das Produkt der Gesellschaft werden die Vertragspartner in ihrer Werbung für ihre eigenen Produkte nicht beschränkt. Die Werbemaßnahmen sollten jedoch aufeinander abgestimmt werden. 





§ 8 Garantie





8.1 Die Gesellschaft übernimmt die Garantie und Wartung des Endgerätes. Sie baut für die laufende Wartung einen eigenen Kundendienst auf. Bis zur endgültigen, flächendeckenden Kundendienstorganisation werden Wartungsaufträge von den Vertragspartnern erfüllt und der Gesellschaft gesondert in Rechnung gestellt. 





Alternative zu § 8 Abs. 1





8.1 Verzicht auf gemeinsame Garantie und Wartung 


Die Vertragspartner gründen keinen gemeinsamen Reparatur- und Wartungsdienst. Reparatur- und Wartungsaufträge werden von den Vertragspartnern nach Auftragserteilung selbständig erfüllt. Ansprüche aus diesen Aufträgen stehen den Vertragspartnern zu, die den Auftrag ausgeführt haben. Ein Ausgleich unter den Vertragspartnern findet nicht statt. 





8.2 Die Gesellschaft vertreibt die gemeinsam hergestellte Werkzeugmaschine nach eigenen, noch zu erstellenden Vertragsbedingungen. Im Außenverhältnis haften die Vertragspartner gesamtschuldnerisch. Im Innenverhältnis verteilt sich die Haftung nach Verschulden; ist dieses nicht feststellbar hälftig. 





IV. Leistungsstörung, Wettbewerbsverbot, Geheimhaltung �


§ 9 Unmöglichkeit und Verzug der Leistung





9.1 Ist das gemeinsame Projekt in der hier vorgesehenen Form nicht durchführbar, verpflichten sich die Vertragspartner, diesen Vertrag den geänderten Bedingungen anzupassen. Ansprüche auf Schadensersatz bestehen unter den Gesellschaftern nur bei Verschulden. 





9.2 Kommt einer der Vertragspartner seinen Lieferverpflichtungen aus diesem Vertrag nicht nach, so haftet er im Innenverhältnis nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über Verzug und Unmöglichkeit. 


§ 10 Zusammenarbeit mit Dritten





10.1 Die Vertragspartner verpflichten sich, keine weitere Kooperation, die wirtschaftlich in Wettbewerb mit dieser Kooperation treten könnte, einzugehen. 





10.2 Für die Eingehung einer weiteren Kooperation ist generell die Zustimmung des anderen Vertragspartners erforderlich. �


Zusatz zu § 10





10.3 Bereits bestehende zusätzliche Vereinbarungen mit Wettbewerbern 


Firma A GmbH ................................ arbeitet bereits mit dem Unternehmen D, .............................., auf dem Gebiet der Werkzeugmaschinenherstellung eng zusammen. Für diese Zusammenarbeit wird die Zustimmung nach 10.2. bereits erteilt. Die Erweiterung der Zusammenarbeit mit dem Unternehmen D bedarf der erneuten Zustimmung der Firma B. 





§ 11 Geheimhaltung





11.1 Die Vertragspartner verpflichten sich, Stillschweigen über die Betriebsgeheimnisse der Gesellschaft und des Vertragspartners zu wahren. 





11.2 Jede Zuwiderhandlung führt zum Schadenersatz. Die Parteien unterwerfen sich bezüglich der Verpflichtung aus § 10 und § 11 dieses Vertrages einem Vertragsstrafeversprechen für jede Zuwiderhandlung in Höhe von 50 000 DM. �


V. Geschäftsführung, Vertretung, Beirat �


§ 12 Geschäftsführer, Geschäftsführung





12.1 Die Geschäftsführung obliegt den Vertragspartnern gemeinsam. Für einzelne Aufgaben kann die Geschäftsführung delegiert werden. 





12.2 Die Vertragspartner können auch einen weiteren fremden Geschäftsführer bestellen, soweit ein Beirat bestellt wurde. 





§ 13 Vertretung





13.1 Die Gesellschaft wird gemeinschaftlich durch die Geschäftsführer vertreten. 





13.2 Durch Beschluß der Gesellschafter können die Geschäftsführer von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden. 





Alternative zu § 13 Vertretungsalternativen �


Alternative 1 zu § 13 Alleinvertretungsberechtigung (jeder Gesellschafter)





Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist jeder Gesellschafter allein berechtigt, jedoch mit der Einschränkung, daß sich 


a) die Geschäftsführungsbefugnis nur auf solche Handlungen erstreckt, die der gewöhnliche Betrieb des Gewerbes der Gesellschaft mit sich bringt und 


b) die Vertretungsbefugnis in diesem Umfang nur mit der Einschränkung ausgeübt werden darf, daß die Gesellschafter lediglich mit dem Gesellschaftsvermögen haftbar gemacht werden dürfen. 





Alternative 2 zu § 13 Alleinvertretungsberechtigung (ein Gesellschafter)





Die Geschäftsführung und Vertretung wird dem Gesellschafter A allein übertragen. Er ist berechtigt, alle Handlungen, die der gewöhnliche Betrieb des Gewerbes mit sich bringt, mit Wirkung für die Gesellschaft vorzunehmen. Nur in vorstehendem Umfang und mit der Einschränkung, daß er die Gesellschafter lediglich mit dem Gesellschaftsvermögen haftbar machen darf, ist er auch ermächtigt, die Gesellschaft Dritten gegenüber zu vertreten. Er erhält eine von den Gesellschaftern unterschriebene Urkunde, aus der sich seine Vertretungsmacht im vorstehenden Umfang ergibt. Die Geschäftsführungs- und Vertretungsmacht kann dem Gesellschafter A nur durch gerichtliche Entscheidung entzogen werden und nur in dem Fall, daß er vorsätzlich oder grob fahrlässig zum Schaden der Gesellschaft gehandelt hat. In diesem Fall erhalten die anderen Gesellschafter gemeinsam Geschäftsführungs- und Vertretungsmacht. 





Zusatz zu § 13 Vertretungsberechtigung bei Krankheit





Zur Geschäftsführung und Vertretung sind A und B gemeinschaftlich berechtigt und verpflichtet. Bei Krankheit, Urlaub oder sonstiger Abwesenheit eines Gesellschafters für einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als einer Woche ist der andere Gesellschafter danach allein zur Geschäftsführung befugt. Dies gilt nur für Handlungen, die der gewöhnliche Betrieb des Gewerbes mit sich bringt und mit der Einschränkung, daß die Gesellschafter lediglich mit dem Gesellschaftsvermögen haftbar gemacht werden dürfen. 





§ 14 Beirat





14.1 Die Gesellschaft kann einen Beirat bestellen, der aus vier Mitgliedern besteht. Jeder der Gesellschafter bestellt zwei Mitglieder. Die Bestellung und Abberufung liegt im Belieben der Gesellschafter. 





14.2 Aufgabe des Beirates ist die Überwachung und Beratung der Geschäftsführung. Die Gesellschafter können dem Beirat Weisungsbefugnis gegenüber der Geschäftsführung erteilen. 





14.3 Der Beirat beschließt nur einstimmig. Die Gesellschafter entscheiden selbst, wenn ein einstimmiger Beschluß nicht zustande kommt. 





14.4 Der Beirat erhält eine Geschäftsordnung, die im Einvernehmen mit den Gesellschaftern beschlossen wird. �


IV. Gesellschafterversammlung, Beschlüsse �


§ 15 Gesellschafterversammlung, Einberufung





15.1 Die Gesellschafterversammlungen finden vierteljährlich statt und werden von den Geschäftsführern einberufen. Darüber hinaus kann jeder Gesellschafter, jeder Geschäftsführer oder jedes Mitglied des Beirats eine Gesellschafterversammlung einberufen. 





15.2 Gesellschafterversammlungen finden am Sitz der Gesellschaft statt. 





15.3 Über die Gesellschafterversammlung wird ein Protokoll angefertigt. In das Protokoll sind der Tag der Gesellschafterversammlung und die gefaßten Beschlüsse aufzunehmen. Jedem Gesellschafter ist eine Abschrift des Protokolls zu übergeben. 





§ 16 Beschlüsse, Beschlußfähigkeit





16.1 Die Beschlußfassung erfolgt in Versammlungen. Außerhalb der Versammlung können Beschlüsse nur gefaßt werden, wenn sich jeder Gesellschafter an der Abstimmung beteiligt und nicht zwingendes Recht die Abstimmung in der Gesellschafterversammlung erfordert. Die Abstimmung außerhalb der Gesellschafterversammlung kann schriftlich, fernschriftlich, mündlich oder fernmündlich erfolgen. 





16.2 Die Gesellschafterversammlung ist beschlußfähig, wenn alle Gesellschafter vertreten sind. Ist dies nicht der Fall, ist innerhalb zweier Wochen mit einer Frist von weiteren zwei Wochen eine erneute Einberufung der Gesellschafterversammlung mit gleicher Tagesordnung vorzunehmen, mit dem Hinweis, daß diese in jedem Fall beschlußfähig ist. 





16.3 Gesellschafterbeschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt. Die Abstimmung erfolgt nach Köpfen. Stimmenthaltungen zählen als Gegenstimmen. 





V. Jahresabschluß, Gewinnverwendung �


§ 17 Jahresabschluß, Gewinnverwendung





17.1 Die Geschäftsführer haben in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluß (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung) für das abgelaufene Kalenderjahr aufzustellen und, falls gesetzlich oder durch Gesellschafterbeschluß vorgesehen, einem Prüfer zur Abschlußprüfung vorzulegen. 





17.2 Die Geschäftsführer haben den Jahresabschluß und, soweit erstellt, den Prüfungsbericht unverzüglich den Gesellschaftern zur Beschlußfassung vorzulegen. 





17.3 Der Gewinn wird jährlich in voller Höhe zu je 50% an die Gesellschafter ausgeschüttet. Abweichungen hiervon sind durch Gesellschafterbeschluß zulässig. Die Ausschüttung hat bis spätestens 30. September des Folgejahres zu erfolgen. 





Alternative zu § 17 Abs. 3 Gewinnverwendung





Die Hälfte des Gewinns wird jährlich hälftig an die Vertragspartner ausgezahlt. Die in der Kooperation verbleibenden Gewinnanteile werden zu Investitionen genutzt. Abweichungen hiervon bedürfen eines Gesellschafterbeschlusses. 


§ 18 Abschlagsdividende





18.1 Die Gesellschafter können eine Abschlagsdividende vereinbaren, maximal in Höhe 75% des zu erwartenden ausschüttungsfähigen Jahresgewinns. 





18.2 Deckt der ausschüttungsfähige Jahresgewinn die ausbezahlte Abschlagsdividende nicht, so ist der überschießende Betrag zurückzuerstatten und mit 5% per anno zu verzinsen, seit dem Zeitpunkt der Auszahlung. 





VI. Dauer, Kündigung �


§ 19 Dauer





Die Gesellschaft läuft auf unbestimmte Zeit. �


§ 20 Kündigung





20.1 Die Kündigung der Gesellschaft ist bis zum 31. Dezember 1998 ausgeschlossen. 





20.2 Nach dem 31. Dezember 1998 kann jeder Gesellschafter die Gesellschaft zum Jahresende mit einer Frist von einem Jahr kündigen. Die Kündigung erfolgt mittels eingeschriebenem Brief an den anderen Gesellschafter. 





20.3 Die Kündigung führt nicht zur Auflösung der Gesellschaft, wenn der andere Gesellschafter durch schriftliche Erklärung dem kündigenden Gesellschafter die Übernahme der Gesellschaft gegen Vergütung erklärt. Die Übernahme ist binnen sechs Monaten nach Zugang der Kündigung zu erklären. Die Vergütung entspricht dem Wert des Anteils des ausscheidenden Gesellschafters. 





20.4 Erklärt der zur Übernahme berechtigte Gesellschafter nicht die Übernahme binnen sechs Monaten oder lehnt er die Übernahme unwiderruflich ab, so ist die Gesellschaft zum Schluß des auf die Kündigung folgenden Jahres aufgelöst. �


20.5 Die Gesellschaft gilt ferner als gekündigt, wenn 


1. in den Gesellschaftsanteil von einem Dritten gepfändet oder vollstreckt wird, 


2. über das Vermögen des Gesellschafters das Konkurs- oder Vergleichsverfahren eröffnet oder mangels Masse abgelehnt wird oder Maßnahmen nach der Verordnung über die Gesamtvollstreckung ergriffen werden, 


3. der Gesellschafter die Gesellschaft kündigt, Auflösungsklage erhebt oder aus der Gesellschaft austritt. 





VII. Schlußbestimmungen�


§ 21 Schriftform





Alle das Gesellschaftsverhältnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern oder zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Ist durch Gesetz notarielle Beurkundung vorgesehen, geht diese vor. Die Schriftform gilt auch für einen Verzicht auf das Schriftformerfordernis. 





§ 22 Salvatorische Klausel





Die Wirksamkeit dieses Vertrages wird durch die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen des Vertrages oder durch bestehende Lücken nicht berührt. Unwirksame Bestimmungen gelten als durch wirksame Bestimmungen ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung entsprechen. Soweit Lücken bestehen, gelten die Bestimmungen als vereinbart, die sinnvollerweise in den Vertrag aufgenommen worden wären, wäre die Angelegenheit von vornherein bedacht worden. 





§ 23 Schiedsgericht





Die Gesellschafter vereinbaren die Zuständigkeit eines Schiedsgerichts. Das Schiedsgericht entscheidet über alle vermögensrechtliche Streitigkeiten zwischen Gesellschaftern oder zwischen Gesellschaftern und Gesellschaft, welche den Gesellschaftsvertrag, das Gesellschaftsverhältnis oder die Gesellschaft betreffen. Der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten ist damit ausgeschlossen, soweit nicht zwingendes Recht entgegensteht. Die Gesellschafter schließen einen Schiedsvertrag, in dem insbesondere das Verfahren, die Zusammensetzung und die Zuständigkeit zu regeln sind. Bis zu dessen Abschluß bleibt der ordentliche Rechtsweg für alle Streitigkeiten aus dem Gesellschaftsverhältnis eröffnet. 





§ 24 Genehmigung





Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung nach den Vorschriften des Gesetzes über Wettbewerbsbeschränkung. �


..............................................................................................................


(Ort, Datum) ��


..................................................	.........................................................


(Geschäftsführer) 			(Geschäftsführer) 


des Unternehmens A 			des Unternehmens B �


Anmerkungen:





Zu A (Überschrift): Gesellschaft des bürgerlichen Rechts. Zur Gesellschaftsform und den Modalitäten s. Zimmer, Robert, Gesellschaftsrecht. 





Zu A: Der Vertrag kann formfrei geschlossen werden. 





Zur Vorbemerkung: Das Voranstellen einer Präambel ist nicht unbedingt erforderlich. Eine ausführliche Präambel läßt jedoch die Zielrichtung und Zielvorgaben der Vertragsschließenden erkennen, die bei der Auslegung von Vertragsbestimmungen zurategezogen werden können. Damit lassen sich oftmals bereits im Vorfeld Streitigkeiten vermeiden. 





Die Betriebsart und Betriebsstätte ist frei erfunden. Die mannigfaltigen Kooperationsmöglichkeiten erfordern die Annahme eines konkreten Sachverhalts. 





Der Firmensitz in Leipzig ist frei gewählt. Aufgrund der expandierenden wirtschaftlichen Betätigung von Unternehmen aus den "alten Bundesländern" in den "fünf neuen Bundesländern" werden Kooperationsvereinbarungen künftig häufiger anzutreffen sein. 





Es ist darauf zu achten, daß die Vereinbarung von den vertretungsberechtigten Organen der Vertragspartner unterzeichnet werden. Fehlt die Vertretungsberechtigung führt dies zur schwebenden Unwirksamkeit des Vertrages  ( § 177 Abs. 1 BGB ).





Zu § 1 (1.1): Die Gesellschaft muß nicht notwendig eine Firma haben. Soweit das Kooperationsunternehmen einen vollkaufmännischen Betrieb darstellt, muß die Firma mindestens den Namen eines Gesellschafters enthalten und einen Zusatz mit Hinweis auf das Gesellschaftsverhältnis oder den Namen aller Gesellschafter (§ 19 Abs. 1 HGB ). 





Zu § 1 (1.2): Der Sitz der Gesellschaft kann frei gewählt werden. Für die Wahl des Sitzes sind oftmals steuerliche Gründe (z.B. das in der Diskussion stehende Niedrigsteuergebiet oder örtlich verschiedene Gewerbesteuerhebesätze) maßgebend. 





Zu § 1 (1.3): Abweichungen hiervon sind im Rahmen des § 4a EStG möglich. 





Zu § 2: Der Gegenstand des Unternehmens sollte genau bezeichnet werden. Dies erleichtert eine eventuell erforderliche Genehmigung nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 





Zu § 3: Eine örtliche Begrenzung sollte in jedem Fall vorgenommen werden. Insbesondere soweit Patente oder Lizenzen im folgenden eingeschlossen werden. 





Zu Alternative § 3: Der Geltungsbereich des Vertrages sollte sich zumindest auf das Gebiet beziehen, in dem einer der Vertragspartner geschützte Lizenzen oder Patente besitzt. Hierbei sind auch die Regeln des internationalen Privatrechts zu beachten. Wichtig ist dabei die Vereinbarung des anwendbaren Rechts. 





Zu § 4 (4.1): Die Zusammenarbeit bei der Produktion ist erlaubt, soweit den Partnern auch die Möglichkeit verbleibt, aus ihrer Produktion an andere Abnehmer veräußern zu können. Damit ist eine Ausschließlichkeitsverpflichtung untersagt. 





Zu § 4 (4.2): Diese Regelung betrifft die Zusammenarbeit bei der Beschaffung und Auswertung von Informationen. Sie ist generell zulässig. 





Zu § 4 (4.3): Die Patente und Lizenzen werden also nicht in das gemeinsame Unternehmen eingebracht. Dies schützt die Interessen der Vertragspartner insbesondere bei Scheitern der Kooperation, da im Falle des Auseinandergehens die Patente und Lizenzen beim jeweiligen Vertragspartner verbleiben. 





Alternative zu § 4 Abs. 3 (4.3): Werden die Patente, Lizenzen und Erfindungen auf das Kooperationsunternehmen übertragen, kann dieses bei Verletzung der Patente oder Lizenzen die Abwehr- und Schadensersatzansprüche in eigenem Namen geltend machen. Die Rückübertragung sollte dabei aber in jedem Falle gewährleistet sein. 





Alternative zu § 4 Abs. 3 (4.4): Diese Regelung entfaltet nur im Innenverhältnis Wirkung. Außenstehende Dritte können sich darauf nicht berufen, die hälftige Haftung aus dem Gesellschaftsvertrag kann den Dritten aber auch nicht entgegengehalten werden. 





Zu § 5 (5.1): Diese Regelung ist notwendig, da ansonsten nach § 708 BGB jeder Vertragspartner nur für die Pflichtverletzungen einzustehen hat, die über die Verletzungen seiner Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten hinausgehen. Innerbetriebliche Komplikationen sollten aber jedem Vertragspartner selbst zugerechnet werden. 





Zu § 5 (5.2): Dies ist lediglich eine Klarstellung der geltenden Rechtslage.





ZU § 6 (6.1): Die Vereinbarung eines gemeinschaftlichen Verkaufs ist nur zulässig, sofern der eigene selbständige Verkauf vertraglich nicht eingeschränkt wird. 





Alternative zu § 6 Abs. 1 (6.1):  Diese Regelung empfiehlt sich, wenn die Kooperation auf dem Markt einen gängigen Namen hat und auch die Werbung unter dem Namen der Kooperation erfolgt. Die gemeinsame Werbung sieht § 7 des Vertrages bereits vor. Eingeschränkt werden darf dabei aber nicht das Recht des selbständigen Verkaufs. 





Alternative zu § 6 Abs. 1 (6.2):  An der Zulässigkeit dieser Vereinbarung bestehen keine Bedenken, sofern dadurch nicht tatsächlich Preis- oder Mengenabsprachen getroffen werden. 





Alternative zu § 6 Abs. 1 (6.3): Preisabsprachen sind jedoch verboten. 





Zu § 7: Gemeinsame Werbung ist erlaubt, solange die eigene Werbung der Vertragspartner nicht eingeschränkt wird und keine Preisangaben vorgenommen werden. 





Zu § 8: Gemeinsamer Kunden- und Reparaturdienst ist regelmäßig nur im Anmeldeverfahren erlaubt. 





Alternative zu § 8 Abs. 1 (8.1): Bei bereits bestehenden eigenen Kundendienstnetzen kann diese Regelung vorteilhafter sein als die gemeinsame Kundenbetreuung. Mit dem Verzicht auf einen gemeinsamen Reparatur- und Wartungsdienst entfällt die Anmeldeverpflichtung nach dem Gesetz über Wettbewerbsbeschränkungen. 





Zu § 9 (9.1):  Damit soll erreicht werden, daß die bis zur Entstehung der Kooperation anfallenden Kosten und sonstigen Aufwendungen mit den jeweiligen Vertragspartnern heimgehen. Eine Kosten- und Aufwandszuweisung ist meist schwer. Schadensersatz bei Verschulden soll jedoch bestehen bleiben. Die Beweislast für das Verschulden trägt der Anspruchsteller. 





Zu § 10 (10.1): Dieses Wettbewerbsverbot ist jedoch zeitlich zu beschränken. Es findet während der Laufzeit der Kooperation uneingeschränkte Geltung. Nach Ablauf der Kooperationsvereinbarung ist es zeitlich und örtlich einzuschränken. 





Zu Zusatz zu § 10: Bereits bestehende Abreden sollten zur Vermeidung von Unklarheiten und eventuellen Regreßansprüchen direkt in den Gründungsvertrag aufgenommen werden. 





Zu § 11 (11.1): Die Geschäftsführungsbefugnis ist von der Vertretungsmacht streng zu trennen. Sie betrifft lediglich die internen Befugnisse, für die Gesellschaft zu handeln, nicht aber die Möglichkeit für die Gesellschaft im Rechtsverkehr aufzutreten. Die hier getroffene Regelung entspricht der des § 709 Abs. 1 BGB .





Zu § 12 (12.2): Die Gesellschafter sind grundsätzlich auch Geschäftsführer. Zwar ist es ihnen nicht verwehrt, die Geschäftsführungsbefugnis auf einen Dritten zu übertragen. Doch verbietet es der Grundsatz der Selbstorganschaft, daß sämtliche Gesellschafter von der Geschäftsführung ausgeschlossen werden ( BGH, Urteil vom 25.10.1981 , II ZR 203/80, NJW 1982, S. 1817 f.). 





Zu § 13 (13.1): Diese Formulierung engt die Regelung des § 714 BGB ein, wonach im Zweifel die Geschäftsführer allein vertretungsbefugt sind. 





Zu § 13 (13.2): Dieser Beschluß ermöglicht somit sogenannte In-Sich-Geschäfte. 





Alternative 1 zu § 13 b): Die Erteilung der Alleinvertretungsberechtigung an jeden Gesellschafter kann im Einzelfall gefährlich sein und sollte vermieden werden. Auch bei gemeinsamer Vertretungsberechtigung können sich die Gesellschafter gegenseitig für einzelne Geschäfte Vollmacht erteilen. Jedenfalls sollte eine Verpflichtungsbeschränkung auf das Gesellschaftsvermögen vorgenommen werden. 





Alternative 2 zu § 13: Hier will sich ein Gesellschafter die alleinige Leitung des Betriebes vorbehalten. Dies kann insbesondere dann geboten sein, wenn dieser den Betrieb aufgebaut oder die Mehrheit der Einlagen erbracht hat. Auch hier ist die Klausel aufzunehmen, daß er die Gesellschafter nur mit dem Gesellschaftsvermögen haftbar machen darf. 





Zusatz zu § 13: Wenn Gesamtvertretungsberechtigung vereinbart wird, sollte dieser Textbaustein für den Gesellschaftsvertrag erwogen werden. Notwendig ist dies nicht, da auch in diesem Fall der abwesende Gesellschafter für die Dauer der Abwesenheit dem verbleibenden Gesellschafter im Einzelfall Vollmacht erteilen kann. 





Zu § 14 (14.1): Die fakultative Bestellung eines Beirats bereits im Gründungsvertrag empfiehlt sich, um geänderten Sachlagen ohne Änderungen des Gesellschaftsvertrages Rechnung tragen zu können. Hauptaufgabe des Beirats sollen Beratungs- und Kontrollfunktionen sein. 





Zu § 14 (14.3): Damit ist klargestellt, daß die Entscheidungsbefugnis in jedem Fall bei den Gesellschaftern verbleibt. 





Zu § 14 (14.4):  Inhalt der Geschäftsordnung sollte sein: 


a) Aufgaben des Beirates 


b) Mitgliedschaft im Beirat 


c) Beschlußfassung und Vorsitz 


d) Vergütung der Mitglieder 


e) Sitzungseinberufung. 





Zu § 16 (16.3):  So auch die Regelung des § 709 Abs. 2 BGB . Bei lediglich zwei Gesellschaftern bewirkt dies stets das Erfordernis der Einstimmigkeit. 





Zu § 17 (17.1):  Das HGB sieht keine Frist vor. Nach § 721 BGB soll der Rechnungsabschluß und die Gewinnver-eilung im Zweifel am Schluß jedes Geschäftsjahres erfolgen. Steuerrechtlich bestehen Fristvorgaben nach § 149 Abs. 2 AO. Danach sind Steuererklärungen fünf Monate nach Ablauf des Kalenderjahres vorzulegen. 





Zu § 17 (17.3):  Diese Regelung stellt klar, daß die Gewinnverwendung nicht erst bei Beendigung der Gesellschaft, sondern laufend erfolgen soll. 





Alternative zu § 17 Abs. 3: Nach der ursprünglichen Version wird der Gewinn voll ausgeschüttet. Die Gesell-schafter müssen die Rücklage (einstimmig bei nur zwei Gesellschaftern) beschließen. Die Variante des Textbausteins kehrt das Zustimmungserfordernis um. Ein Gesellschafterbeschluß ist erforderlich, um den gesamten Gewinn auszuschütten. 





Zu § 20 (20.1):  Nicht ausgeschlossen werden kann das Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund (§ 723 Satz 2 BGB).





Zu § 20 (20.3): Diese sogenannte Übernahmeklausel ist wichtig, da ohne diese Regelung die Kündigung unweigerlich zur Auflösung der Gesellschaft führt. 





Zu § 21: Der Gesellschaftsvertrag bedarf ansonsten keiner Form. Das Schriftformerfordernis erschwert die Regelungen des BGB, erleichtert aber die Beweisführung. 





Zu § 22: Die wesentlichen Grundlagen der Gesellschaft müssen geklärt sein. Nach § 139 BGB ist ein Vertrag nichtig, wenn Teile des Vertrages nichtig sind und der Vertrag nicht auch ohne die nichtige Klausel geschlossen worden wäre. Die salvatorische Klausel hat klarstellende Wirkung. 





Es greifen dann im Zweifel die Regelungen des BGB. 





Zu § 23: Ohne diese Vereinbarung ist für die Verhandlung und Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten aus dem Gesellschaftsverhältnis der ordentliche Rechtsweg sofort eröffnet. Die Schiedsgerichtsvereinbarung ist notwendig schriftlich abzuschließen. Im Gesellschaftsvertrag sollte die Zuständigkeit des Schiedsgerichts bezeichnet werden. 





Der Schiedsvertrag kann auch bereits mit dem Gesellschaftsvertrag gefaßt werden. 


